
galten und die im wesentlichen den jetzt geltenden 
„Grundlagen“ der Buchdruckkalkulation entsprechen. 
Die Bestimmung in Nr. 16 der jetzt geltenden „Liefe- 
rungs- und Zahlungsbedingungen“ galt inhaltlich schon 
im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses. Danach beträgt 
bei periodischen Druckarbeiten, falls nichts anderes 
vereinbart ist, die Kündigungsfrist 3 Monate zum 
Schluß eines Kalendervierteljahres, wenn der durch­
schnittliche monatliche Rechnungsbetrag über 500,- DM 
liegt; letzteres ist unstreitig der Fall. Es kann demnach 
die im August 1950 vom Beklagten ausgesprochene 
Kündigung erst bis zum 31. Dezember 1950 wirksam 
werden, wenn nicht rechtswirksam mit sofortiger Wir­
kung gekündigt werden konnte. Daß der einen oder der 
anderen oder auch beiden Vertragsparteien der Han­
delsbrauch beim Vertragsabschluß nicht bekannt war, 
spielt keine Rolle.

Die Frage, ob der Beklagte das Druckabkommen mit 
der Klägerin infolge veränderter Umstände mit sofor­
tiger Wirksamkeit kündigen konnte oder nicht, die ein­
zige Frage, um die sich die Parteiausführungen im
2. Rechtszug noch bewegen, wird vom Beklagten be­
jaht, von der Klägerin verneint. Die Ausführungen der 
Parteien liegen zum Teil auf politischem Gebiet. Die 
aufgeworfene Frage ist aber nur nach Rechtsnormen 
zu entscheiden, und zwar solchen des deutschen Rechts, 
da der Streit zwischen den Parteien dem Privatrecht, 
nicht dem öffentlichen Recht angehört. Die Klägerin 
verlangt Vertragserfüllung aus einem mit dem Beklag­
ten abgeschlossenen Werkvertrag; ihr Anspruch ist rein 
zivilrechtlicher Natur. Normen des öffentlichen Rechts 
oder gar politische Erwägungen können und müssen bei 
der Entscheidung dieses Rechtsstreits, in dem sich der 
Beklagte auch privatrechtlich verteidigt, nämlich mit 
dem Einwand, der Vertrag sei von ihm rechtswirksam 
fristlos gekündigt worden und daher das Rechtsver­
hältnis zwischen den Parteien bereits erloschen, außer 
Betracht bleiben. Was die Parteien hier über das Be­
satzungsstatut und seine mögliche Abänderung aus­
führen, liegt daher neben der Sache. Durch das AHKG 
Nr. 13 ist, was ausschlaggebend ist, die Entscheidung 
dem deutschen Gericht nicht entzogen. Daß die deut­
sche Bundesrepublik ein Rechtsstaat ist, und daß in ihr 
der Grundsatz der Pressefreiheit gilt, insbesondere für 
den Zeitungsverleger und den Drucker, ist dabei 
selbstverständlich und bedarf keiner weiteren Be­
gründung.

Der Beklagte meint, es könne ihm nicht zugemutet 
werden, die Zeitung der Klägerin weiter zu drucken, 
weil zu befürchten seii, daß die Besatzungsbehörde 
nicht nur die Zeitung der Klägerin, sondern auch die 
Druckerei des Beklagten verbieten werde. Nach deut­
schem Recht und auch nach dem natürlichen Rechts­
empfinden kann kein Unschuldiger durch eine krimi- 
nale oder polizeiliche Strafmaßnahme bestraft werden 
für etwas, was ein anderer zu verantworten hat. Der 
Beklagte druckt die Zeitung der Klägerin nicht freiwil­
lig, er tut dies nur unter dem Zwang des Richter­
spruchs, der zunächst in einer einstweiligen Verfü­
gung und nunmehr in einem Urteil zum Ausdruck 
kommt. Er hat keinen Einfluß auf die Gestaltung und 
den Inhalt der einzelnen von ihm gedruckten Zeitungs­
nummern. Eine Einflußnahme hierauf käme praktisch 
einer von ihm vorzunehmenden. Vorzensur der Zei­
tung der Klägerin gleich und ist, als gegen den Grund­
satz der Pressefreiheit verstoßend, unzulässig. Das 
Gericht kann andererseits nicht glauben, daß die Be­
satzungsbehörde, wenn sie schon die Zeitung der Klä­
gerin verbieten sollte, den Druckereibetrieb des schuld­
losen, nur auf Grund des bereits gekündigten, aber 
noch nicht abgelaufenen Vertragsverhältnisses und des 
Richterspruchs handelnden Beklagten verbietet; denn 
das hieße, einen Unschuldigen für etwas, was er nicht 
zu verantworten hat, in einer seine Existenz gefähr­
denden Weise schwerstens zu bestrafen. Mit Recht hat 
das Landgericht auch darauf hingewiesen, daß dies 
gegen die Grundsätze der Demokratie und des Rechts­
staats verstoßen würde, die von der Besatzungsbehörde 
selbst immer hervorgehoben werden. Gewiß bietet das 
AHKG Nr. 5 der Besatzungsbehörde die Möglichkeit, 
auch die Druckerei zu verbieten, die die verbotene 
Zeitung gedruckt hat. Es kann aber nicht angenommen 
werden, daß von dieser Möglichkeit in einem Fall Ge­
brauch gemacht wird, wo das Druckereiuntemehmen

keinen Einfluß auf die Zeitung und den Inhalt der Zei­
tung hatte und wo sie die Zeitung nur auf Grund 
übernommener Verpflichtungen und gerichtlichen Ur­
teils druckte. Wenn in der Vergangenheit auch Verbote 
von nichtkommunistischen Druckereien erfolgt sind, 
in denen kommunistische Zeitungen gedruckt wurden, 
sind diese Verbote, wie von der Klägerin unbestritten 
ausgeführt worden ist, wieder aufgehoben worden. Für 
die Annahme, daß in Zukunft wieder mit solchen Ver­
boten zu rechnen wäre, fehlen die tatsächlichen An- 
haltspunke, die bloße Möglichkeit, die das AHKG Nr. 5 
gewährt, genügt nicht. Im übrigen kann die hier nur 
theoretisch gegebene Gefahr, daß einem Vertragsteil aus 
der Erfüllung der von ihm freiwillig übernommenen 
Vertragspflichten ein Nachteil erwächst, es nicht recht- 
fertigen, sich vom Vertrag loszusagen. In einer Zeit und 
unter Verhältnissen, in denen es letzten Endes über­
haupt keine Sicherheit gegen alle Möglichkeiten irgend­
welcher Gefahren und Nachteile gibt, muß von einem 
Vertragsteil verlangt werden, am Vertrag festzuhalten, 
solange es möglich ist, und wenn ihm aus der Vertrags­
erfüllung von dritter Seite hier Nachteile drohen, es zu 
versuchen, diese Nachteile im Benehmen mit dieser drit­
ten Seite selbst abzuwenden. Anders würde die in den 
allgemeinen politischen Verhältnissen begründete Un­
sicherheit, deren Wurzeln nicht in inländischen Verhält­
nissen beruhen und die daher auch von inländischer 
Seite aus nicht beseitigt werden kann, auch eine all­
gemeine Unsicherheit im Rechtsleben zur Folge haben. 
Rechtswirksam eingegangene Verpflichtungen könnten 
dann, wenn ihre Erfüllung die Gefahr gewisser Nach­
teile mit sich bringt, abgeschüttelt werden. Das kann 
nicht der Sinn des Rechtsstaates sein, der ein Rechts­
chaos zu verhüten, nicht herbeizuführen hat.

Wenn der Beklagte meint, daß die weitere Erfüllung 
des Vertrages wegen völlig veränderter Umstände (clau­
sula rebus sic stantibus) nach Treu und Glauben gemäß 
den Grundsätzen, die die Rechtsprechung zu § 242 BGB 
entwickelt hat, dem Beklagten nicht zugemutet und von 
ihm daher abgelehnt werden könne, so irrt er. Die 
Rechtsprechung hat in der Tat solche Gedankengänge für 
die langfristigen Verträge entwickelt. Ein solcher lang­
fristiger Vertrag liegt aber nicht vor. Es handelt sich hier 
um einen Vertrag, der mit einer vierteljährlichen Kün­
digungsfrist zum Ende eines jeden Kalenderviertel­
jahres gekündigt werden kann und der vom Zeitpunkt 
des Ausspruchs der Kündigung bis zu seinem Ablauf 
keine längere Zeit als höchstens ein halbes Jahr mehr 
besteht. Die Grundsätze über die Kündigung und das 
Erlöschen langfristiger Verträge können auf ihn keine 
Anwendung finden. Bei kurzfristigen Verträgen, die 
durch Kündigung binnen weniger Monate zum Erlöschen 
gebracht werden können, verlangen Treu und Glauben 
im Verhältnis zwischen den Vertragspartnern noch mehr 
als bei langfristigen Verträgen, daß die Vertragspflich­
ten von beiden Seiten bis zum Ablauf des Vertrags­
verhältnisses erfüllt werden. So dringende Umstände, die 
sogar bei einem kurzfristigen Vertrag ein sich Lossagen 
einer Partei von den vertraglich übernommenen Pflich­
ten rechtfertigen, liegen im vorliegenden Fall nicht vor.

Das Berufungsgericht teilt somit die vom Erstrichter 
seinem Urteil zugrunde gelegte Rechtsauffassung.

Die Berufung des Beklagten wird daher mit der Maß­
gabe als unbegründet zurückgewiesen, daß die An­
drohung der Strafe für den Fall der Zuwiderhandlung 
wegfällt; sie muß der Zwangsvollstreckung Vorbehalten 
bleiben.
A n m e r k u n g : * )

D a s  Urteil des OLG Nürnberg zeigt nochmals die 
Hintergründe der Verbotswelle des Sommers 1950 
gegen die kommunistischen Tageszeitungen und die 
diese Zeitungen herstellenden Druckereien in West­
deutschland a u f .  Durch die zielklare und rechtlich 
gut fundierte Stellungnahme eines der höchsten west­
deutschen Gerichte ist festgestellt, daß die Verbots­
welle des Sommers 1950 und die Maßnahmen gegen 
die vollkommen unbeteiligten Druckereien ein flagran­
ter Rechtsbruch waren und nur als Auswirkung kolo­
nialer, imperialistischer Machtpolitik a u f g e f a ß t  wer­
den können. Das OLG Nürnberg hat den Mut, dies 
deutlich auszusprechen. Das Urteil ist ein Schlag gegen 
die Besatzungs-Politik.

*) Der Name des westdeutschen Verfassers dieser Anmer­
kung) kann nicht genannt werden.
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